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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stärkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.Iv. ZG 10.302),
über ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.Iv. BE 08.316, Kt.Iv. TI 09.314,
Kt.Iv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusätzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.Iv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Räte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel über dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frühlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit für mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stände-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
SARAH KUHN

Nachdem die RK-SR die Vorprüfung der fünf Standesinitiativen (Kt.Iv. BE 08.316; Kt.Iv.
SG 09.313; Kt.Iv. TI 09.314; Kt.Iv. FR 09.332; Kt.Iv. ZG 10.302) wieder aufgenommen
hatte, nachdem sie zuvor zehn Jahre lang sistiert gewesen waren, kam sie zum Schluss,
dass die Forderungen der fünf Standesinitiativen für einen stärkeren Schutz von
Jugendlichen vor gewaltvollen Videospielen im Entwurf des Bundesrates zum neuen
Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiel einbezogen
würden und dass beide Kammern im Rahmen der Debatte über das Gesetz ihre
Anliegen einbringen können. Da damit keine weiteren Massnahmen nötig seien,
beantragten die RK-SR sowie die RK-NR, den kantonalen Begehren keine Folge zu
geben. Die beiden Räte folgten diesen Anträgen diskussionslos und stillschweigend. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
SARAH KUHN

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Zusammenhang mit der Bewegung in den Kirchen fühlten sich kirchliche Kreise
vermehrt zu einem politischen Engagement verpflichtet. So riefen junge evangelische
Theologen anlässlich der Zwinglifeiern in Zürich nach Reformen und nach einem
Heraustreten der Kirchen aus ihrem Glasgehäuse zum Kampf für eine gerechtere
Welt. Als wichtigste kirchenpolitische Ereignisse sind die Einleitung eines
Vernehmlassungsverfahrens über die konfessionellen Ausnahmeartikel und der
Papstbesuch in Genf zu nennen. Auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe intensivierte
sich die Zusammenarbeit protestantischer und katholischer Organisationen bei der
Aufklärung der Bevölkerung und bei Geldsammlungen; die Kirchenleitungen empfahlen
den Kirchgemeinden, feste Entwicklungshilfebeiträge in ihre Voranschläge
aufzunehmen. Den veränderten konfessionellen Verhältnissen entsprach es, wenn der
Tessiner Staatsrat gleichzeitig mit der Bildung einer besonderen tessinischen Diözese
die Revision eines Verfassungsartikels beantragte, der die römisch-katholische
Konfession zur Staatsreligion erklärt; dadurch soll den protestantischen
Kirchgemeinden die öffentlich-rechtliche Anerkennung verschafft werden. Anderseits
meldeten sich in katholischen Kantonen konservative Widerstände gegen eine
Einschränkung der Zahl der allgemeinen Feiertage in Anpassung an das eidgenössische
Arbeitsgesetz; so wurde im Kanton Freiburg eine Verlegung des Festes «Mariä
Empfängnis» auf den folgenden Sonntag, die als Kompensation für eine dritte
obligatorische Ferienwoche gedacht war, mit dem fakultativen Referendum
angefochten und vom Volk verworfen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.11.1969
RUTH GULLO
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Im Unterschied zum Kanton Bern wurde im Kanton Freiburg hingegen wurde der
israelitischen Kultusgemeinde ziemlich diskussionslos der öffentlich-rechtliche Status
zuerkannt. Damit ist Freiburg nach Baselstadt der zweite Kanton, der Christentum und
Judentum juristisch gleichstellt. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.11.1990
MARIANNE BENTELI

Der Freiburger Dominikaner Charles Morerod wurde im November zum neuen Bischof
von Freiburg (Diözese Lausanne-Genf-Fribourg) ernannt. Er folgt auf den im September
2010 im Amt verstorbenen Bernard Genoud. 5

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
SUZANNE SCHÄR

1) AB NR, 2011, S. 1258 ff.; AB SR, 2011, S. 200 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 8.11.11; Kommissionsbericht RK-SR vom
31.1.11
2) AB NR, 2021, S. 2664 ff.; AB SR, 2021, S. 922 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 18.11.21; Kommissionsbericht RK-SR vom
10.8.21
3) NZ, 23.1.69; NZN, 23.1. und 10.9.69; Vr, 23.1.69; Bund, 26.1.69; NZZ, 9.5., 14.10., 7.11., 11.11. und 16.11.69; Vat., 26.9.69.
4) Lib., 21.6., 27.9., 8.10. und 28.11.90.
5) TA, 14.1.11; 24h, 10.5.11; NZZ, 26.9.11; 24h, 3.11.11; NZZ und Westschweizer Presse vom 4.11.11; TG, 9. und 12.12.11.
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